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Regensburg Freitag, 8: Dezember 2006

"Unhaltbare Zustände" im
Petitions ausschuss gewürdigt
Asylbewerberheim im Landtag / "Behörden müss~n nun reagieren"

REGENSBURG(mzjjn). Mit einem
so genannten Würdigungsbe-
schluss erhielt am Mittwoch im
Landtag ein Regensburger Recht.
Er hatte den Zustand des Asylbe-
werberheimes in der Alten Strau-
binger Straße kritisiert.

Berichterstatterinnen im Ausschuss
waren die Abgeordneten Maria Schar-
fenberg (Bündnis90/Grüne un~ Syl-
via Stie'rstorfer(CSU). Im November
hatten sich die beiden Berichterstatte-
rinnen selbst vor Ort ein Bild über die
Zustände in dem Heim im Regensbur-
ger Stadtosten gemacht. In der, Sit-
zung des Petitionsausschusses schil-
derten die Abgeordneten ihre bei dem
Ortstermin gewonnen Eindrücke, Da-
bei verwies Maria Scharfenberg da-
rauf, dass die Staatsregierung den
Ausschuss nicht korrekt informiert
hatte, in dem in einer Stellungnahme
behauptet worden sei, die in der Ein-
gabe vorgebrachten Missstände ent-
sprächen nicht den Tatsachen. Falsch

Die UnterkuAft in der Straubinger
Straße. Foto:MZ-Archiv/Kob~r

sei auch der Vortrag gewesen, dass die
Fotos, die verschimmelte Duschräu-
me gezeigt hätten, schon vor fünf Jah-
ren gemacht worden seien. Es konnte
nach Angaben Scharfenbergs aber
glaubhaft gemacht werden, dass die
Bilder den Zustand vom Februar die-
ses Jahres zeigen. Weiterhin machte
Maria Scharfenberg darauf aufmerk-

sam, dass der Zustand in dem Heim
offensichtlich so miserabel gewesen
sei, dass einige Räumlichkeiten vor
dem Ortstermin noch schnell gestri-
chen worden seien: "So sollten wir
Abgeordnete wohl einen guten Ein-
druck erhalten." Trotzdem sei erkenn-
bar gewesen, dass die Unterkunft
mehr als abgewohnt war.

Angesichts der "unhaltbaren Zu-
stände" wurden die 'Behörden von
Ausschuss aufgefordert, sofort zu rea-
gieren", so Schclrfenberg gesterri auf
Anfrage der MZ. Die Grünen-Politike-
rin, die vor Ort noch einmal deutlich
gemacht hatte, dass aus ihrer Sicht
diE; Unterbringung von Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern in solchen
Sammellagern generell unzumutbar
sei und mit dazu beiträgt, die Betrof.
fenen in staatliche Abhängigkeit zu
drängen, will weiter am Ball bleiben,
damit die Einrichtung - wie staatlic
cherseits zugesagt - so bald als mög-
lich geschlossen wird und die Bewoh-
nerinnen und Bewohner in bessere
Unterkünfte umziehen können.


